
Wachstum ist das beste 
Mittel zur Konsolidierung 
der Staatsfinanzen. Mit 
einer Mischung aus Steuer-
senkungen und staatlichen 
Zukunftsinvestitionen wer-
den wir die Wachstumskräf-
te in unserem Land stär-
ken. 

Die Bürgerinnen und Bür-
ger haben am 27. Septem-
ber die Wahl: Soll Deutsch-
land von einem Linksbünd-
nis unter Führung der aus-
gelaugten und ideenlosen 
SPD regiert werden oder 
soll Bundeskanzlerin Ange-
la Merkel ihre erfolgreiche 
Arbeit fortsetzen und unser 
Land in einer Koalition aus 
CDU/CSU und FDP sicher 
aus der Krise führen? 

Diese Wahl ist eine ent-
scheidende Weichenstel-
lung für die Politik des kom-
menden Jahrzehnts. Die 
Union wird kraftvoll dafür 
kämpfen, diese Weichen 
richtig zu stellen. 

Ihr und Euer 

Liebe Parteifreunde, liebe 
Mitstreiter, sehr geehrte 
Damen und Herren! 

Die Union startet mit Rü-
ckenwind in die Bundes-
tagswahl. Der Sieg bei der 
Europawahl hat gezeigt: 
Eine bürgerliche Regierung 
ist möglich. Angela Merkel 
ist so beliebt wie kein Bun-
deskanzler vor ihr. Die Be-
völkerung traut CDU und 
CSU die Lösung der anste-
henden Probleme weit eher 
zu als der SPD. Der Vor-
sprung vor dem politischen 
Gegner ist groß. Die Union 
daher alle Chancen, nach 
der Bundestagswahl im 
September eine Regierung 
zusammen mit der FDP zu 
bilden. 

Wir wissen aber auch, dass 
die Wahl noch nicht gewon-
nen ist. Vor uns liegen jetzt 
drei Monate, in denen es 
darum geht, noch mehr 
Bürgerinnen und Bürger für 
unsere politischen Vorstel-
lungen zu gewinnen. 

Mit ihrem gemeinsamen 
Wahlprogramm geben CDU 
und CSU klare Antworten, 
wie sie unser Land aus der 
Krise führen und wieder 
auf Wachstumskurs brin-
gen wollen. Zentral ist das 
Versprechen, die Bürgerin-
nen und Bürger durch Steu-

ersenkungen zu entlasten. 
Gerade in der aktuellen 
Wirtschaftskrise ist das ein 
wichtiges Signal: Nur durch 
Leistung können wir ge-
stärkt aus der Krise hervor-
gehen. Deshalb ist es rich-
tig, den Leistungsträgern 
durch Steuersenkung Anrei-
ze zu geben und Leistung 
zu fördern. Steuererhöhun-
gen wären dagegen Gift für 
die Konjunktur. Deshalb 
haben die Vorstände von 
CDU und CSU am Sonntag 
solchen Vorschlägen eine 
klare Absage erteilt und 
dem Regierungsprogramm 
einstimmig zugestimmt. 
Entlastung der Leistungs-
träger, nicht neue Belastun-
gen, ist der Weg zu mehr 
Wachstum und Beschäfti-
gung. Deshalb können wir 
am Ziel eines ausgegliche-
nen Staatshaushalts fest-
halten. 

Wir haben in dieser Legisla-
turperiode gezeigt, dass 
Wachstum und die Be-
kämpfung des Haushalts-
defizits kein Widerspruch 
sind. 2008 haben wir zum 
ersten Mal seit rund zwan-
zig Jahren wieder einen 
ausgeglichenen Gesamt-
haushalt vorgelegt. 

Editorial 

Dr. Michael Luther MdB 
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Trauer um die gefallenen Soldaten – Afghanistaneinsatz zum Erfolg führen  

den Erfolg eines zivilen 
Staatswesens verhindern. 
Sie schrecken nicht vor 
hinterhältigen Anschlägen 
auf die internationale 
Schutztruppe zurück und 
auch nicht davor, Zivilisten 
als sogenannte menschli-
che Schutzschilde für ihre 
Terroroperationen zu miss-
brauchen. Aus diesem 
Grund ist es wichtig, dass 
unsere Soldaten in der La-
ge sind, sich wirksam ge-
gen diese Bedrohung zur 
Wehr zu setzen. 

Auch im anstehenden Bun-
destagswahlkampf wird 
unser Einsatz in Afghanis-
tan eine Rolle spielen. Auf 
Grundlage der Resolution 
1623 beteiligt sich die Bun-
deswehr seit 2002 als eine  
von insgesamt 40 Nationen 
an der NATO-geführten 
„International Security As-
sistance Force“ (ISAF). Der 
Einsatz am Hindukusch ist 
ein weltweites Anliegen, bei 

dem wir unseren Beitrag an 
der Seite unserer Partner 
leisten.  

Politiker wie Lafontaine und 
Gysi werden nicht zögern, 
ihren populistischen Wahl-
kampf auf dem Rücken 
unserer Soldaten auszutra-
gen. Sie sind bereit, 
Deutschlands Sicherheit 
und die Erfolge beim Wie-
deraufbau in Afghanistan 
für ihren Wahlkampfkla-
mauk zu opfern. Das dür-
fen wir nicht zulassen. In 
der vergangenen Sitzungs-
woche wurde das von And-
reas Schockenhoff verfass-
te Argumentationspapier 
zum Thema Afghanistan 
verteilt, das die zentralen 
Punkte unseres Einsatzes 
beschreibt und klar Positio-
nen für unser Engagement 
formuliert. Mit unserem 
Afghanistaneinsatz und der 
linken Fundamentalkritik 
befasst sich auch eine 
kürzlich von der Konrad-

Adenauer-Stiftung verfasste 
Studie. 

In dieser Woche stimmen 
wir im Deutschen Bundes-
tag über die Entsendung 
v o n  A W A C S -
Aufk lä rungs f lugzeugen  
nach Afghanistan ab. Die 
AWACS-Maschinen dienen 
der Koordination des Luft-
verkehrs in Afghanistan 
und der Unterstützung von 
Luftoperationen. Die Ma-
schinen werden zunächst 
vom Stützpunkt im türki-
schen Konya aus operie-
ren. Der Antrag der Bundes-
regierung sieht die Entsen-
dung von bis zu 300 Solda-
ten vor.  

Das Mandat ist bis zum 13. 
Dezember 2009 befristet. 
Die Zustimmung des Bun-
destags ist notwendig, da-
mit sich Deutschland mit 
einem Teil der AWACS-
Besatzung an dem NATO-
Einsatz beteiligen kann.  

Wir trauern um die drei 
gefallenen deutschen Sol-
daten, die in der vergange-
nen Woche von den Taliban 
angegriffen wurden. Der 
Vorfall hat einmal mehr 
gezeigt, mit welchen Gefah-
ren der Einsatz in Afghanis-
tan verbunden ist und 
welch große persönliche 
Risiken unsere Soldaten 
tragen.  

Unsere Gedanken und un-
ser Mitgefühl gelten den 
Angehörigen und Freunden 
der Getöteten. Den deut-
schen Soldaten, die in Af-
ghanistan ihren Dienst leis-
ten, schulden wir Dank und 
Anerkennung für ihren Ein-
satz für unsere Sicherheit. 

Die schwierige Sicherheits-
lage in Afghanistan macht 
eine robuste militärische 
Absicherung des afghani-
schen Staates notwendig. 
Radikale Islamisten wollen 
mit terroristischer Gewalt 

EU-Reformvertrag von Lissabon ist verfassungsgemäß  

damit die Ratifikationsur-
kunde nach der Ausferti-
gung durch den Bundesprä-
sidenten rechtzeitig hinter-
legt werden kann. 

Wir begrüßen die Entschei-
dung des Gerichts. Das 
wegweisende Urteil wird 
seine Bedeutung in ganz 
Europa entfalten. Die Er-
gebnisse der zugrunde lie-
genden Prüfung des Vertra-
ges räumen die Vorbehalte 
aus, dass der Vertrag von 
Lissabon die Bedeutung 
der Nationalstaaten in der 
EU erodieren würde. Viel-
mehr verbleibt nach wie vor 
die Integrationsverantwor-
tung bei den nationalen 
Parlamenten. Es ist zudem 
ein wichtiges Signal, dass 
das Bundesverfassungsge-
richt sich selbst eine stär-
kere Kontrollfunktion zuge-

wiesen hat und auch künf-
tig darüber wachen wird, 
dass die Institutionen der 
EU nicht ersichtlich ihre 
eingeräumten Kompeten-
zen überschreiten.  

Unter diesen Prämissen ist 
der Weg für die endgültige 
Ratifizierung des Vertrags 

von Lissabon frei. Wir sind 
zuversichtlich, dass sich die 
Autorität dieses Urteils för-
derlich auf die noch ausste-
henden Ratifikationsverfah-
ren in Irland, Tschechien 
und Polen auswirken wird, 
so dass die EU ab 2010 auf 
einer neuen Vertragsgrund-
lage arbeiten kann. 

Das Bundesverfassungsge-
richt hat heute die Klagen 
gegen den Vertrag von Lis-
sabon zurückgewiesen. Er 
ist damit mit dem Grundge-
setz vereinbar. Der Zweite 
Senat formulierte jedoch 
die Auflage, die parlamen-
tarische Beteiligung am 
Erlass europäischer Vor-
schriften im Rahmen des 
Begleitgesetzes noch wei-
ter zu stärken. Das gilt vor 
al lem für die sog. 
„Brückenklausel“ sowie 
das „vereinfachte Vertrags-
veränderungsverfahren“ im 
Primärrecht. Wir werden 
deshalb noch vor der Som-
merpause ein verändertes 
Gesetz vorbereiten, das 
vom Bundestag voraus-
sichtlich am 26. August in 
erster Lesung beraten und 
dann am 8. September 
2009 beschlossen wird, 
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Bundestag verabschiedet Bürgerentlastungsgesetz 
Berlin Aktuell 

DIE CDU IM BUNDESTAG 

lung insgesamt verbundene 
Steuerentlastung beträgt 
9,5 Mrd. € und ist damit die 
größte steuerliche Entlas-
tungsmaßnahme in dieser 
Legislaturperiode. 

Zudem konnte die Union in 
den Beratungen noch die 
nachstehend aufgeführten 
Verbesserungen im Bereich 
der Unternehmensbesteue-
rung durchsetzen. Hier-
durch entlasten wir die 
Wirtschaft um rd. 2,9 
Mrd. €. Auch wenn die Sozi-
aldemokraten diese Maß-
nahmen zunächst einmal 
nur zeitlich befristet zuge-
standen haben, so ist dies 
doch in der aktuellen Krise 
ein wichtiges Signal für 
mehr Wachstum und Be-
schäftigung. Die Union wird 
hier aber nicht locker las-
sen und sich weiterhin für 
eine unbefristete, dauer-
hafte Nachbesserung bei 
der Unternehmensbesteue-
rung einsetzen.  

Entschärfung der Zins-
schranke Nach langwieri-
gen Verhandlungen haben 
die Sozialdemokraten ihre 
Blockadehaltung aufgege-
ben und endlich einer Ent-
schärfung der Zinsschranke 
zugestimmt. Gerade in An-
betracht der Krise bestand 
dringender Handlungsbe-
darf. Hier konnten wir 
durchsetzen, dass die be-
stehende Freigrenze von 
1 Mio. €  auf 3 Mio. € her-
aufgesetzt wird. Diese Maß-
nahme führt dazu, dass 
über die Hälfte der ca. 
1.400 von der Zinsschran-
ke betroffenen Unterneh-
men aus der Zinsschran-
kenregelung heraus fällt. 
Damit entlasten wir die 
Unternehmen um 60 
Mio. €. Die Maßnahme gilt 
befristet für den Zeitraum 
2008 bis 2009. 

Erhaltung von Verlustvorträ-
gen bei Sanierungen Mit 
der Neuregelung der Ver-
lustvorträge im Rahmen 
der Unternehmensteuerre-
form wird die gerade in der 

aktuellen Krise häufig not-
wendige Zuführung von 
frischem Eigenkapital er-
heblich erschwert, da dabei 
Verlustvorträge vernichtet 
werden. Vor diesem Hinter-
grund hatte die Union im-
mer wieder Nachbesserun-
gen gefordert. Nunmehr 
haben wir in den Verhand-
lungen mit den Sozialdemo-
kraten durchgesetzt, dass 
in sog. Sanierungsfällen bei 
Unternehmensbeteiligun-
gen vorhandene Verluste 
vollständig genutzt werden 
können. Voraussetzung ist 
eine Betriebsvereinbarung 
mit einer Arbeitsplatzrege-
lung oder die Beibehaltung 
von 80 % der Lohnsumme 
über fünf Jahre (in Anleh-
nung an die Begrifflichkeit 
der Lohnsummenklausel 
bei der Erbschaftsteuer) 
oder eine Betriebsvermö-
genszuführung von 25 % 
des Aktivvermögens bei 
einem Anteilserwerb von 
100 % (bei einem geringe-
ren Anteilserwerb reduziert 
sich die notwendige Be-
triebsvermögenszuführung 
entsprechend). Auch hier 
gilt diese Maßnahme für 
den Zeitraum 2008 bis 
2009. Die steuerliche Ent-
lastung beträgt 900 Mio. €. 

A n h e b u n g  d e r  I s t -
Versteuerungsgrenze bei 
der Umsatzsteuer Beson-
ders erfreulich ist, dass die 
Union die Anhebung der Ist -
Versteuerungsgrenze - die 
Umsatzsteuer muss hier 
erst bei Zahlungseingang 
und nicht schon nach Rech-
nungsstellung abgeführt 
werden - auf einen für Ost 
und West einheitlichen Be-
trag von 500.000 € durch-
setzen konnte. Nach der 
geltenden Rechtslage liegt 
diese Umsatzgrenze in den 
alten Ländern noch bei 
250.000 € und in den neu-
en Ländern befristet bis 
Ende 2009 bei 500.000 €. 
Damit erfüllen wir eine 
zentrale Forderung der 
Wirtschaft und leisten ei-
nen wichtigen Beitrag zur 
Vereinheitlichung der steu-
erlichen Rahmenbedingun-

gen in Ost und West. Diese 
Maßnahme gilt ab Juli 
2009 bis Ende 2011 und 
führt kurzfristig zu einer 
Entlastung von 1,95 Mrd. €. 
Die Maßnahmen im Bürger-
entlastungsgesetz sind au-
ßerdem in Zusammenhang 
mit den bereits beschlosse-
nen steuerlichen Entlastun-
gen ab 2009 zu sehen wie 
z.B.: 

Tarifentlastung bei der Ein-
k o m m e n s t e u e r 
2009/2010 (6 Mrd. €), 

Wiedereinführung der de-
gressiven AfA für bewegli-
che Wirtschaftsgüter (2,5 
Mrd. €), 

Wiedereinführung d. Pend-
lerpauschale (2,5 Mrd. €), 

Erhöhung des Kindergeldes 
und Anhebung der Kinder-
freibeträge (2,1 Mrd. €), 

Zahlung eines Kinderbonus 
von 100 € (1,5 Mrd. €), 

Verdoppelung des Höchst-
betrages auf 1.200 € bei 
der steuerlichen Absetzbar-
keit von Handwerkerleis-
tungen (1,5 Mrd. €), 

verbesserte steuerliche 
Berücksichtigung von haus-
haltsnahen Dienstleistun-
gen (130 Mio. €), 

Anhebung der Grenzen 
beim Investitionsabzugsbe-
trag (100 Mio. €) 

und zuletzt die Steuerredu-
zierung beim Agrardiesel 
(285 Mio. €). 

Insgesamt führen diese 
Maßnahmen zu einer steu-
erlichen Entlastung von 
knapp 30 Mrd. €. Gerade in 
der aktuellen Krise ist dies 
ein kraftvolles Signal für 
mehr Wachstum und Be-
schäftigung. 

Mit dem Bürgerentlastungs-
gesetz hat der Deutsche 
Bundestag die Entschei-
dung des Bundesverfas-
sungsgerichts vom 13. Feb-
ruar 2008 zur steuerlichen 
Absetzbarkeit von Kranken- 
und Pflegeversicherungs-
beiträgen umgesetzt. Durch 
die Neuregelung werden 
erstmals die Aufwendungen 
für eine Kranken- und Pfle-
geversicherung auf sozial-
hilferechtlich gewährleiste-
tem Leistungsniveau, also 
für eine Basiskranken- und 
Pflegepflichtversicherung, 
steuerlich vollständig als 
Sonderausgaben berück-
sichtigt.  

Die Neuregelungen gelten 
für gesetzlich wie privat 
Krankenversicherte und 
gesetzlich Pflegeversicher-
te (soziale Pflegeversiche-
rung und private Pflege - 
Pflichtversicherung) glei-
chermaßen. Auch können 
privat Krankenversicherte 
nun erstmals die entspre-
chenden Beiträge für ihre 
mitversicherten Kinder 
steuerlich vollständig ab-
setzen. 

Um auch künftig die übri-
gen sonstigen Vorsorgeauf-
wendungen z.B. für Arbeits-
losen-, Berufsunfähigkeits-, 
Haftpflicht- oder Lebensver-
sicherungen besser als 
nach dem Regierungsent-
wurf zu berücksichtigen, 
wird für die sonstigen Vor-
sorgeaufwendungen ein 
höheres gemeinsames Ab-
zugsvolumen eingeführt. 
Die derzeitigen Abzugsvolu-
mina werden dabei jeweils 
um 400 € von 1.500 € auf 
1.900 € bzw. von 2.400 € 
auf 2.800 € (Selbständige) 
erhöht. Das Abzugsvolu-
men steht dabei primär für 
Beiträge zugunsten einer 
Basiskranken- und Pflege-
pflichtversicherung zur Ver-
fügung. Die entsprechen-
den Beiträge sind - auch 
bei Überschreiten der ge-
nannten Abzugsvolumina – 
in jedem Fall voll abzieh-
bar. Die mit der Neurege-
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Die Woche im Bundestag  

Zahlen, Fakten, Wissenswertes 

Topentscheider wollen 
Schwarz-Gelb: Mehr als 
zwei Drittel (69 Prozent) 
aller obersten Führungs-
kräfte aus Politik, Wirt-
schaft und Verwaltung wün-
schen sich nach der Bun-
destagswahl ein Regie-
rungsbündnis aus Union 
und FDP.  Led ig l i ch  
19 Prozent sprechen sich 
für die Fortführung der Gro-
ßen Koalition aus.  Den-
noch zeigen sie sich mit der 
Politik der Großen Koalition 
zufrieden: 63 Prozent un-
terstützen die Wirtschafts-
politik der schwarz-roten 
B u n d e s r e g i e r u n g ,  
71 Prozent attestieren ihr 

ein gutes Krisenmanage-
ment. Dies wird allerdings 
in erster Linie der Union 
und der Bundeskanzlerin 
zugeschrieben. In der Frage 
nach dem künftigen Bun-
deskanzler haben die To-
pentscheider eine klare 
Präferenz: 64 Prozent hal-
ten Angela Merkel für eine 
starke Regierungschefin. 
Dagegen ist die Zahl derje-
nigen, die Steinmeier das 
Amt des Bundeskanzlers 
zutrauen, von 59 auf 
37 Prozent eingebrochen. 
(Quelle: Capital-Elite-Panel) 

 

deutscher Streitkräfte an 
der Friedensmission der 
Vereinten Nationen im Su-
dan (UNMIS) beschlossen. 
UNMIS kommt auch weiter-
hin eine maßgebliche Rolle 
bei der Überwachung des 
Friedensabkommens zwi-
schen der Regierung in 
Khartum und dem Südsu-
dan zu. Die Lage ist nicht 
nur wegen des umstritte-
nen und ungeklärten 
Grenzverlaufs zwischen 
dem Norden und dem Sü-
den, sondern auch hinsicht-
lich des 2011 anstehenden 
Referendums über die Un-
abhängigkeit Südsudans 
gespannt. Die deutsche 
Beteiligung an UNMIS 
bleibt unverändert mit ei-
nem Personaleinsatz von 
bis zu 75 Soldatinnen und 
Soldaten. Auch die Fortset-
zung der Beteiligung be-
waffneter deutscher Streit-
kräfte an der AU/UN-
Hybrid-Operation in Darfur 
(UNAMID) stand zur Be-
schlussfassung an. Die 
Lage in Darfur ist nach wie 
vor katastrophal. UNAMID 
kommt eine maßgebliche 
Rolle sowohl bei der Linde-
rung des Leids der Bevölke-
rung als auch bei der Unter-
stützung einer politischen 
Lösung des Konflikts zu. 

Die deutsche Beteiligung 
an UNAMID soll unverän-
dert, d.h. mit einem Einsatz 
von bis zu 250 Soldatinnen 
und Soldaten, fortgesetzt 
werden. 

Wir debattierten in dieser 
Woche die Entscheidung 
des Bundesverfassungsge-
richts zum Vertrag von Lis-
sabon. Gegenstand des 
Verfahrens waren Verfas-
sungsbeschwerden gegen 
das deutsche Zustim-
mungsgesetz zum Vertrag 
von Lissabon, das Gesetz 
zur Änderung des Grundge-
setzes und das Gesetz über 
die Ausweitung und Stär-
kung der Rechte des Bun-
destages und des Bundes-
rates in Angelegenheiten 
der Europäischen Union 
sowie Anträge im Organ-
streitverfahren gegen diese 
Gesetze.  

Weiterhin wurde in dieser 
Woche der Bericht des 1. 
Untersuchungsausschus-
ses nach Artikel 44 des 
Grundgesetzes (sog. BND-
Untersuchungsausschuss) 
zur Kenntnis genommen. 
Deutlich wurde, dass die 
SPD sich zwar ihr „Nein“ 
zum Irak-Krieg im Wahl-
kampf 2002 auf die Fah-

nen schrieb, im Geheimen 
jedoch den Luftkrieg der 
Amerikaner unterstützt hat. 
Die Leugnung der früheren 
rot-grünen Bundesregie-
rung, am Irak-Krieg beteiligt 
gewesen zu sein, wurde 
durch den Nachweis einer 
indirekten Beteiligung ent-
tarnt.  

In zweiter und dritter Le-
sung stand das Zweite 
Nachtragshaushaltsgesetz 
2009 zur Verabschiedung 
an, das aufgrund der Aus-
wirkungen der globalen 
Finanz- und Wirtschaftskri-
se notwendig geworden ist, 
die in diesem Jahr zu ei-
nem erwarteten Rückgang 
des Bruttoinlandsprodukts 
von real 6 % führen wird. 
Die tiefe Rezession führt 
nach der Steuerschätzung 
zu geringeren Steuer- und 
Beitragseinnahmen und zu 
höheren Arbeitsmarktbelas-
tungen. Die entstehende 
Lücke im Bundeshaushalt 
von 10,7 Mrd. Euro kann 
nur durch eine höhere Neu-
verschuldung finanziert 
werden. Sie steigt mit dem 
Nachtrag von bisher 36,9 
Mrd. Euro auf 47,6 Mrd. 
Euro. 

In dieser Woche hat die 
Bundeskanzlerin eine Re-
gierungserklärung zum G 8 -
Weltwirtschaftsgipfel abge-
geben, der unter italieni-
scher G-8-Präsidentschaft 
vom 8. bis 10. Juli 2009 in 
L’Aquila stattfindet.  

In dieser Woche wurde die 
Betei l igung deutscher 
Streitkräfte am Einsatz von 
NATO-AWACS im Rahmen 
der Internationalen Sicher-
heitsunterstützungstruppe 
in Afghanistan (ISAF) unter 
der Führung der NATO be-
schlossen. Die Flugzeuge 
sind angesichts des stei-
genden Aufkommens im 
Luftverkehr über Afghanis-
tan und der derzeit noch 
unzureichenden Möglich-
keiten zur Luftraumüberwa-
chung und -koordinierung 
eine dringend erforderliche 
zusätzliche Fähigkeit von 
ISAF und dienen dem 
Schutz der dort eingesetz-
ten Soldaten. Im Zusam-
menhang mit dem NATO-
AWACS-Einsatz können bis 
zu 300 deutsche Soldaten 
eingesetzt werden. 

Außerdem wurde die Fort-
setzung der Beteiligung 

Ihre Zahl stieg gegenüber 
2007 um 3 Prozent auf 
43.000. 82 Prozent der 
Geförderten waren zwi-
schen 20 und 35 Jahre alt. 
Am stärksten vertreten wa-
ren die 25- bis 29-Jährigen 
(35 Prozent), gefolgt von 
den 20- bis 24-Jährigen 
(32 Prozent).  Knapp 
50.000 Geförderte nahmen 
an einer Vollzeitfortbildung 
teil, 90.000 an einer Teil-
zeitfortbildung. Gegenüber 
2007 stieg die Zahl der 
Vollzeitgeförderten um 
3 Prozent, die der Teilzeit-
geförderten um 5 Prozent. 
(Quelle: Statistisches Bun-
desamt) 

Interesse an Meister-BaföG 
steigt: Im vergangenen Jahr 
haben knapp 140.000 Per-
sonen Leistungen nach 
dem Aufstiegsfortbildungs-
förderungsgesetz, dem so-
genannten Meister-BaföG, 
erhalten. Das waren 
4,4 Prozent mehr als im 
Vorjahr. Die Summe der 
bewilligten Förderleistun-
gen betrug insgesamt rund 
382 Mil l ionen Euro, 
7 Prozent mehr als im Jahr 
2007. 267 Millionen Euro 
der Förderleistung entfielen 
a u f  D a r l e h e n  u n d  
114 Millionen Euro auf Zu-
schüsse. 31 Prozent der 
Geförderten waren Frauen. 
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DRESDEN AKTUELL  
DIE CDU IN SACHSEN 

CDU ist ein starker Partner der Städte und Gemeinden 

Der Landesvorsitzende der 
Sächischen Union, Stanis-
law Tillich, erklärt zum Aus-
gang der Kommunalwahlen 
"Die Menschen in Sachsen 
haben die Sächsische Uni-
on erneut zur stärksten 
politischen Kraft gewählt. 
Ich gratuliere allen Kandi-
daten unserer Partei, die es 
geschafft haben, zu diesem 
Erfolg. Es ist ein besonde-
rer Erfolg für die vielen en-
gagierten Demokraten, die 
sich unentgeltlich und oft in 

aufopfernder Weise für 
unser Land einsetzen. Ih-
nen gilt unsere volle Unter-
stützung in den kommen-
den Jahren, denn sie wer-
den als Stadt- oder Ge-
meinderäte wichtige Ent-
scheidungen für unsere 
Kommunen treffen müs-
sen. Manche Entscheidung 
wird dabei nicht leicht sein, 
denn die Zeiten, in denen 
wir aus dem Vollen schöp-
fen können, sind vorbei. 
Wir werden mit knapper 

werdenden Mitteln haus-
halten müssen.  
Gerade deswegen wollen 
wir, dass sich so viele Men-
schen wie möglich für das 
Allgemeinwohl vor Ort wei-
ter engagieren. Die Sächsi-
sche Union ist und bleibt 
Partner der Kommunen. 
Gemeinsam mit unseren 
Vertretern vor Ort werden 
wir unsere Politik für Sach-
sen und seine Menschen 
fortsetzen und unser Land 
weiter aufbauen." 

Stanislaw Tillich 

Ministerpräsident 

 

Die Ministerpräsidenten 
von Sachsen, Sachsen-
Anhalt und Thüringen, Sta-
nislaw Tillich, Prof. Wolf-

gang Böhmer und Dieter 
Althaus, haben in einem 
gemeinsamen Papier ihre 
Forderungen an das Wahl-
programm der Union für die 
Bundestagswahl vorgelegt 
Im Zentrum steht die wirt-
schaftliche Entwicklung in 
den Neuen Bundesländern. 
Um die Wirtschaftskraft im 
Osten zu erhöhen, auf die-
se Weise mehr Arbeitsplät-
ze zu schaffen und soziale 
Sicherheit zu garantieren, 
soll die Investitionszulage 
verlängert werden. Ein 
Transeuropäischer Korridor 
soll von der Ostsee bis zur 
Adria reichen und die Neu-
en Bundesländer besser 
erschließen.  

Damit Ostdeutschland zu 
einer der besten Innovati-
onsregionen Europas wird, 
sollen die Forschungszent-

ren und Hochschulen ge-
zielt von Bund und Ländern 
gefördert werden - mit den 
P r o g r a m m e n 
"Spitzenforschung in den 
Neuen Bundesländern" und 
"Unternehmen Region". Die 
steuerliche Forschungsför-
derung soll zunächst für 
fünf Jahre im Osten pi-
lothaft eingeführt werden, 
um sie bei einem Erfolg 
dann auf ganz Deutschland 
auszudehnen. Eine Grün-
derprämie soll Existenz-
gründern helfen, ebenso 
wie der besserer Zugang zu 
Risikokapital und FuE-
Finanzierung. Die Minister-
präsidenten sprechen auch 
schwierige Themen - wie 
die Sorge um den Mangel 
an Ärzten im ländlichen 
Raum - an. Hier sollen spe-
zielle Maßnahmen ergriffen 
werden, um eine flächende-
ckende Versorgung sicher 

zu stellen. Es werden keine 
zusätzlichen finanziellen 
Mittel gefordert. Dafür aber 
eine effektive Verwendung 
der Mittel für den Aufbau 
Ost und eine Garantie für 
den Solidarpakt II bis 
2019. Die Koordinierung 
der verschiedenen Politik-
felder für den Osten soll 
zukünftig im Kanzleramt 
erfolgen. Die Versuche mit 
Manfred Stolpe und Wolf-
gang Tiefensee sehen die 
Unionspolitiker als geschei-
tert an. Um auf den Rück-
gang der Bevölkerung zu 
reagieren, soll für ganz 
Deutschland ein Staatssek-
retär für Demographiefra-
gen dieses Thema beglei-
ten.  Auch zur Weiterent-
wicklung des Ehegatten-
splittings zum Familiensplit-
ting bekennen sich die Mi-
nisterpräsidenten.  

Zwölf Punkte des Ostens für das CDU-Bundestagswahlprogramm 
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Dieter Althaus 

Prof. Wolfgang Böhmer 

Generalsekretär Michael 
Kretschmer MdB: Heimi-
sche Braunkohle hat nur so 
eine Chance  "Wir brauchen 
die Speicherung von Koh-
lendioxid. Es ist ein Weg um 
auf klimafreundliche Weise 
unseren heimischen Roh-
stoff Kohle zu nutzen und 
unsere Energieversorgung 
zu sichern.   

Das sogenannte CCS-
Gesetz steht auf der Kippe 
weil Länder wie Schleswig-
Holstein und Bayern das 

Projekt nicht wollen. Diese 
Position gefährdet die 
Braunkohlenutzung. In der 
ersten Juli Woche wird die 
Abstimmung dazu stattfin-
den. Ich unterstütze dieses 
Vorhaben. Sachsen ist mit 
dem Lausitzer und dem 
Mitteldeutschen Braunkoh-
lerevier betroffen. Die si-
chere und dauerhafte un-
terirdische Speicherung 
von Kohlendioxid soll neue 
Perspektiven für eine kli-
maverträgliche Energiever-
sorgung öffnen.. Aktuelle 

Studien belegen, dass der 
Ausstoß von Treibhausga-
sen bis zum Jahr 2050 um 
50 bis 80 Prozent vermin-
dert werden muss, um die 
negativen Auswirkungen 
des Klimawandels zu be-
grenzen.  

Mit der CCS-Technologie 
kann dieser Ausstoß bei 
Kohlekraftwerken reduziert 
werden. Die in Deutschland 
noch für mehrere Jahrhun-
derte vorhandene Braun-
kohle könnte damit weiter 

Sächsische Union für Kohlendioxidspeicherung 
zur Energieerzeugung ge-
nutzt werden. Und Deutsch-
land könnte seine Abhän-
gigkeit von Öl- und Gasim-
porten reduzieren. Dem 
Gesetz wird aber auch gro-
ße Bedeutung für die Tech-
n o l o g i e f ü h r e r s c h a f t  
Deutschlands im Kraft-
werkssektor und für den 
internationalen Wettbewerb 
der Energiebranche beige-
messen. Investitionen in 
neue Kraftwerke könnten 
die Wertschöpfung im In-
land stärken und neue Ar-
beitsplätze schaffen." 
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ZWICKAU AKTUELL  
DIE CDU vor Ort 

CDU im Kreis Zwickau mit gutem Ergebnis bei der  
Kommunalwahl in Sachsen 

Bei den Kommunalwahlen 
in Sachsen hat die CDU im 
Kreis Zwickau mit 35,2% 
das fünft beste Ergebnis in 
den zehn sächsischen Krei-
sen und den drei kreisfrei-
en Städten erreicht. Eben-
so lag die CDU im Kreis 
Zwickau mit 35,2% deutlich 
über dem Landesdurch-
schnitt von 32,7%. 

Doch auch im Kreis Zwi-
ckau setzte sich der Trend 
fort, dass kommunal die 
freien Wählervereinigungen 
zum härtesten Konkurren-
ten der Union avancieren. 
Sie lagen im Kreis Zwickau 
mit 24,5% mit deutlichem 
Abstand zur Linken auf 
Platz 2. In anderen Kreisen 
wirkte sich dieser Trend 
schon deutlich stärker und 
sehr zu Ungunsten der CDU 
aus. In den Kreisen Baut-
zen und Görlitz wurde die 
Sächsische Union z.T. deut-
lich auf Platz 2 verwiesen. 
Diese Entwicklung ist äu-
ßerst beunruhigend für 
eine Partei, die für sich 

reklamiert auf allen politi-
schen Ebenen die große 
Mehrheit der Sachsen zu 
repräsentieren, zumal die-
se Wählervereinigungen 
Fleisch vom Fleische der 
CDU sind. Man muss hier 
eine ehrliche Analyse der 
Ursachen vornehmen und 
sich die Frage stellen, wa-
rum sich die Wähler in den 
Kommunen verstärkt von 
den klassischen Parteien 
lossagen und ihre Stimme 
freien Wählervereinigungen 
geben.  

Andererseits muss man 
den Erfolg der Freien Wäh-
ler insofern relativieren als 
d a s s  d i e s e  u n t e r  
„Wählervere in igungen“  
firmierenden Gruppierun-
gen alles andere als homo-
gen sind. In manchen Kom-
munen traten gleich mehre-
re freie Wählervereinigun-
gen zu Wahl an. Die Ergeb-
nisse dieser Vereinigungen 
werden jedoch in den offi-
ziellen Statistiken zusam-
men ausgewiesen, was den 

Anschein erweckt, es han-
dele sich hierbei letztlich 
um einheitliche Gruppie-
rungen mit gemeinsamen 
Zielen und Inhalten. Das ist 
jedenfalls nicht flächende-
ckend der Fall.  

Die Linke ist der klare Ver-
lierer der Kommunalwahl 
im Kreis Zwickau, die im 
Vergleich zu 2004 drei Pro-
zentpunkte verlor und nur 
etwas mehr als 16% der 
Wählerstimmen auf sich 
vereinigen konnte. Auch die 
SPD unterbot ihr schwa-
ches Ergebnis von 2004 
um einen halben Prozent-
punkt und fiel auf 10,4%. 
Die FDP konnte dem bun-
desweiten Trend entspre-
chend ca. 3% hinzugewin-
nen und erzielte ein Ergeb-
nis von 8,4%. Die Grünen 
erreichten gerade 2,2% der 
Wählerstimmen. 

Die Kommunalwahl 2009 
kann insgesamt als Erfolg 
für die Sächsische Union 

verbucht werden. Sie ist mit 
großem Abstand stärkster 
Partner der Menschen vor 
Ort, der Städte, Gemeinden 
und Ortschaften. Die Union 
geht damit gestärkt in die 
Herausforderungen der 
Landtags- und Bundestags-
wahl. Herausforderungen 
gibt es aber auch darü-
berhinaus genug. Die nied-
rige Wahlbeteiligung von 
unter 50% ist besorgniser-
regend und zeigt uns, dass 
es keinen Grund gibt, sich 
auf dem Erreichten auszu-
ruhen. Die freien Wähler-
vereinigungen werden zu-
sehends stärker und 
„fischen“ gezielt im Lager 
der Union. Hierauf wird 
man Antworten finden und 
Gegenkonzepte entwickeln 
müssen. Dass es bereits 
Gemeinden gibt, in denen 
keine CDU-Liste zur Wahl 
stand unterstreicht deut-
lich, dass es diesen Antwor-
ten und Konzepten bedarf, 
um Erreichtes bewahren zu 
können und Verlorenes 
wiederzugewinnen. 

Die alljährliche Sommer-
putzaktion des Landesver-
bands der Jungen Union 
Sachsen und Niederschle-
sien fand am 30.06.09 im 
Crimmitschauer Sahnpark 
statt. In diesem Jahr wurde 
diese von Jan Löffler, Land-
tagskandidat im Wahlkreis 
Zwickauer Land 2, organi-
siert. Die Putzaktion um-
fasste das Reinigen zweier 
Teiche, eines Kinderspiel-
platzes und eines großen 
Park- und Waldareals.  

Zusammen mit Jans Wahl-
kampfteam und ca. 25 JU-
lern aus den Kreisverbän-
den Chemnitz, Erzgebirge, 
Mittelsachsen, Zwickau und 
Dresden konnte diese Akti-
on mit gutem Erfolg durch-
geführt werden. Die Beson-
derheit der diesjährigen 
Putzaktion war die Reini-
gung der Teiche im Sahn-

park. Ein Team, bestehend 
aus drei abenteuerlustigen 
JU-Mitgliedern, war zwei 
Stunden mit einem Ruder-
boot auf den beiden Enten-
teichen des Parks unter-
wegs, um diese von allerlei 
Müll wie leeren Bier- und 
Schnapsflaschen, vollen 
Müllsäcken, Mülleimern (!) 
und Verpackungen zu be-
freien. Weiterhin wurde die 
Enteninsel von Unkraut und 
Brennnesseln befreit und 
einige Bäume auf dieser 
zurechtgeschnitten. Wäh-
renddessen waren die an-
deren Helfern, mit Besen, 
Heckenscheren und Müll-
klauen bewaffnet, im Park 
und auf dem Kinderspiel-
platz unterwegs, um Un-
kraut zu schneiden, die 
Hecken und Sträucher 
fachmännisch zurechtzu-
schneiden und große Men-
gen Müll aus dem Sandkas-

ten, den Büschen und von 
den Wegen zu sammeln.  

Schon während der Aktion 
haben wir viel positive Re-
sonanz und Zuspruch von 
Spaziergängern und An-
wohnern erhalten. Tenor 
war stets, dass es toll ist, 
wenn junge Menschen sich 
für ihre Umgebung ehren-
amtlich engagieren und 
bereit sind, dafür ihr Wo-
chenende und ihre Freizeit 
zu opfern.  

Nach getaner Arbeit gab es 
einen kleinen Imbiss am 
Rande des Sahnparks. Bei 
Wienern, Brötchen und 
kühlen Getränken konnte 
man sich über die Arbeit in 
den Kreisverbänden, im 
Landesverband und natür-
lich über allerlei Privates 
austauschen.  

Landtagskandidat Jan Löffler und Junge Union Sachsen aktiv vor Ort! 

 

 

 

 

 

 

Schließen möchte ich in 
Anlehnung an Sepp Herber-
ger: Nach der Sommerputz-
aktion ist vor der Sommer-
putzaktion. Wir, die Junge 
Union Sachsen und Nieder-
schlesien, werden auch im 
nächsten Jahr unseren Bei-
trag zu einem lebenswerten 
und sauberen Sachsen 
leisten. 

Jan Löffler 



Dr. Michael Luther erreichen Sie… 

… im Wahlkreis: Hauptstraße 28   

  08056 Zwickau      

  Tel.: (0375) 29 17 79    

  Fax: (0375) 29 45 67     

  E-Mail: michael.luther@wk.bundestag.de   
   

… in Berlin: Paul-Löbe-Haus, Raum 6.345 

  Platz der Republik 1  

  11011 Berlin     

  Tel.: (030) 227 – 7 70 92    

  Fax: (030) 227 – 7 61 16 

  E-Mail: michael.luther@bundestag.de 
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Termine  Juli - September 2009 

03.08.09  Ministerpräsident Stanislaw Tillich in  
  Zwickau, 19-22 Uhr 

04.08.09 Bürgersprechstunde Dr. Michael Luther 
  15-17 Uhr  

13.08.09 Ministerpräsident Stanislaw Tillich in  
  Hohenstein-Ernstthal und  
  Limbach Oberfrohna 
  14.30- 18.30 Uhr  

 

13.08.09 Bundesministerin Dr. Anette Schavan  
  in Zwickau 20-22 Uhr  

14.08.09 Ministerpräsident Stanislaw Tillich in  
  Glauchau, Meerane und Waldenburg,  
  9-13 Uhr 

07.09.09  Gedenkstunde des Deutschen Bundestages 
anlässlich des 60. Jahrestages seines erst-
maligen Zusammentretens, Bonn  

 
ZU GUTER LETZT 

Zeichnung: Tomicek 
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